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Einleitung: Frage nach der Dynamik 

Nicht um Himmel und Hõlle, nicht um Schwarz und Weiss geht es am 6. Dezember in 
der EWR-Abstimmung. Allen, die sich in den letzten Jahren für soziale und õkologi­
sche Forderungen eingesetzt, in Frauen- oder Friedensarbeit engagiert haben, ist kiar, 
dass keinesfalls "die Schweiz" als Musterlãndle gegen den EWR gesetzt werden kann. 
Ebenso offensichtlich scheint uns, dass der EWR als extrem wirtschaftslastiges Projekt 
keineswegs geeignet ist, die wichtigen Probleme einfach zu lõsen. 

Wir wollen weder die Schweiz noch die EG verklaren oder verteufeln, sondem die 
Frage nach der Dynarnik stellen: In welche Richtung verschiebt ein EWR-Beitritt die 
Verhaltnisse? Welche Momente, Ideen und Lõsungsansatze erhalten Auftrieb, welche 
werden geschwacht? V on dieser Fragestellung her gelangen wir zum Schluss, das s der 
EWR die Schweiz verandern würde, aber in die falsche Richtung. Demokratische 
Rechte werden ausgehõhlt, das Gewicht von Markt und Wirtschaft nimmt zu, Schutz­
damme gegen soziale Ungleichheit und Umweltzerstõrung werden geschwacht. 

So sehr wir die Abneigung vieler solidarisch und weltoffen denkender Menschen ge­
gen die Schnüffel-, Fluchtgeld- und Defileeschweiz teilen, so wenig kõnnen wir dem 
Schluss folgen, dass jede Alternative besser sei. Der EWR dürfte in den EFT A-Lan­
dern - ahnlich wie die Realisierung des Binnenmarktes in der EG der spaten achtziger 
Jahre- nicht die Krafte der Solidaritat, der Demokratisierung und der õkologischen 
Vemunft stãrken. Die Frankli-Oligarchie wird ihre gesellschaftlichen Positionen ver­
bessem, die Restrukturierungsopfer suchen ihr politisches Heil eher bei den Ewigge­
strigen. 



Einleitung (Fonsetzung) 

Den Spitzen von SPS und Scbweizerischem Gewerk­
schaftsbund (SGB) ist es geschickt gelungen, die 
Lawine Richtung EWR- und EG-Beitritt loszutreten. 
Inzwischen ist ibnen die Gescbichte aber võllig ent­
glitten. Von den anfánglicb vielzitienen 
"Bedingungen" und "inneren Reformen" konnte nicblS 
umgesetzt werden - trotzdem bleiben SPS und SGB bei 
einem Ja zum EWR. Den Ton gibt nun allerdings ein 
EWR-Bürgerblock an, der von den grossen Regie­
rungsparteien über Banken und Vorort bis zum Bau­
em- und Gewerbeverband reicbt. In welcbe Richtung 
diese Kràfte die Schweiz. mit dem EWR-Beitritt rc­
formieren mõchten, ist offensichtlich. O b Frauenlõhne, 
Mieterlnnenschutz, Kampfflugzeuge oder Okobonus -
die EWR-freudigen bürgerlichen Grossfonnationen 
haben in der jüngsten Vergangenheit die konkreten 
Schriue verhinde14 die posiüv von der verknorzten 
Nachkriegsscbweiz weggefübrt batten. 

Ein EWR-Beitritt õffnet die Schweiz- als ob das nõtig 
ware - noch mebr für das Europa dcr Wirtscbaft und 
der Markte. Diese Offnung gebt in die falsche Ricb­
tung und hat einen boben demok:ratiepolilischen Preis. 
Die Scbweiz braucbt einen Pro?;ess innenpolitiscber 
Reformen und ausse.~politischer Offnung. Die inneren 
Rcformen müssen Uberreste von Igelmentalitat und 
Militarismus überwinden, die Gesellscbaft bandlungs­
fàbiger macben gegenüber neuer Armut und Umwelt­
z.erslõrung, Drogenproblemen und Wobnungsnot. Die 
aussenpolitiscbe Offnung darf sicb nicbt auf Westeu­
ropa bescbranken. Europapolilisch kõnnen problernlos 
unbestriuene Teile von EG-Regelungen übemommen 
werden, obne dabei in den wicbügen Fragen auf de­
mokratisch legitimierte Lõsungen zu verzicbten . 

Urs Meile 

EFT A-Lãnder al s Anhãngsel d er EG? 
Die Schaffung des EWR ist kein Schritt in Richtung 
eines kooperaliven und demokratischen Europas. Ein 
I3eitritt õffnet die Scbweiz nicht kulturell und poli­
tisch, sondem wirtschaftlich und finanz.iell. Die Kon­
struküon des EWR-Vertrags spricht jeder Vorstellung 
von Partnerschaft und Gleichberechtigung von Ver­
tragsparteien Hobn . In der offiziellen Sprachregelung 
ist die Rede von den "zwei Saulcn" EG und EFTA. 
Zutreffender ware es, von einer teilweisen Koloniali­
sierung der EFT A-Lander zu sprechen. Dass dies 
keine polemische Wendung ist, sondem eine sacblicb 
begründbare Einscbiitzung, zeigt der Aufbau des 
EWR. 
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Frage gestellt 

Der EWR-Vertrag enthalt nicbt inbaltlicbe Abma­
cbungen, sondem organisiert die Unterordnung der 
EFT A-Uinder unter das EG-Recbt ("aquis commu­
nautaire"). Die EFT A-Staaten müssten bei einem Bei­
trill eine riesige Menge existierenden EG-RecblS 
einfacb übemehmen und umsetzen: Rund 1500 Richt­
linien, Verordnungen, Beschlüsse und Empfehlungen. 
Dieser unüberblickbare Wust von Vorschriften dient 
der Vereinbeitlicbung, der "Homogenitat" des Bin­
nenmarklS. Wo es solche Vorschriften gibt, verlieren 
die Einzelstaaten ihre Kompetenz.en und dürfen - etwa 
beim Umweltschutz - keine scharferen Vorschriften 
mehr erlassen. 

Dic Pflicht zur passiven Übemahme von EG-Recbt gilt 
nicht nur für die Vergangenheit, sondem auch für die 
Zukunft. Die EFT A-Staaten haben keinerlei Mitbe­
stimmungsrechtc bei der zukünftigen Entwicklung des 
Binnenmarktes. sondem geben der EG eine Blanko­
vollmacht. Verzichtsmoglicbkeiten für Einzelstaaten 
(ein sogenanntes individuelles opüng oul) gibt es 
nicht. Sollte ei n einzelner EFT A-Staat si eh weigem, 
einer bestimmten neuen Regelung aus Brüssel zu 
folgen, gerat er unmittelbar unter Druck nicbt nur der 
EG. sondem auch der andem EFT A-Lãnder: Die EG 
kann nach eigenem Ermessen einen ganzen Bereich 
des Vertrags ausser Kraft setzen - und zwar für alle 
EFT A-Staaten. 

Schliesslicb sind auch die Mecbanismen zur Schlich­
tung von Kontlikten auf die Vorberrschaft der EG 
ausgericbtet. Die frühere ldee eines EWR-Gericbtshofs 
wurdc vom EG-Gcricbtshof zu Fali gebracht - die EG 
mit ibrem quasistaatlichen Selbstverstandnis will sich 
von aussen nicht dreinredcn lassen. 

In der neueren Geschicbte zivilisierter Staaten gibt es 
keinen vergleichbaren Vorgang, in dem demokralische 
Staaten freiwillig und obne Mitbesúmmungsrechte 
hunderte von Kompetenz.en einfach abüefem. In wirt­
scbaftlicber , sozialer und umweltpolitischer Hinsicbt 
waren di e osteuropaischen "Satellitenstaaten" gegen­
über der UdSSR selbstandiger als di e EFT A-Lander 
gegenüber der EG im Rabmen eines EWR. 
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Diese Scblagseite des EWR wird aucb vom Bundesrat 
in seiner Botschaft offen zugegeben. Er bestatigt, dass 
der EWR-Vertrag "nicbt in allen Teilen den Grundsatz 
der Gleichheit dcr Vertragsparteien respektiert und 
insbesondere ke ine Mit-Entscheidung vorsieht" . 
Warum ist der Bundesrat p!Otzlich bereil, grosse Stük­
ke aus der jabrzehntelang beschworenen nationalen 
Souverãnitãt herauszuschneiden, die bis auf den beuti­
gen Tag mit Milit.ãrmilliarden beschützt werden soll? 

Für den Bundesrat und weite Teile der classe politica 
dominieren "die vor allem wirtschaftlichen Vorteile 
des Abkommens" offenbar so stark, dass nocb so gerne 
Teile der Volksrecbte sowie Minimalanforderungen 
intemationaler Partnerscbaft für ein paar ECUS geop­
fert werden . Der EWR ist also eine typisch schweizeri­
scbe Frãnkli-Politik - diesmal nicht mit traditionellen 
belvetiscben Mytben, sondern mit europborischem 
Brimborium dekoriert. 

Zudem siebt der Bundesrat den EWR ja auch nur als 
Zwiscbenstation auf dem Weg in die EG an, und das 
ist begreiflich. Der EWR ist eine derart windschiefe 
und demokratiefeindliche Konstruktion, dass sie im 
Emst nicht als dauerhafte Lõsung angesehen werden 
kann. Sollte am 6. Dczember der Beitriu zum EWR 

Wirtschaft dominiert 

Der Mitte der achtziger Jahre lanciertc und heute zu 
drei Vierteln realisierte Binnenmarkt der EG entwik­
kelt zwar einen unbeimlicben Charme gegenüber hel­
vetischen Wirtschaftskreisen und Gewerkschaftsspit­
zen - eine Erfolgsstory ist er keineswegs. Wobl ist der 
von EG-Kommissionsprasident Delors vorangetriebe­
ne Binnenmarkt nicht die Ursache der gegenwartigen 
Rezession. Die entsprechenden Deregulierungspolitik 
hat jedoch massiv zu mehr Arbeitslosigkeit un d neuer 
Armut beigetragen . Die im nun auseinanderbrechen­
den Europilischen Wahrungssystem (EWS) vollzogene 
Gleichschaltung der Wahrungspolitik hat beispiels­
weise in Frankreich zu dramatisch hohen Zinssatzen 
geführt, welche direkt für mehr Armut, Mietzinsnot 
und Scbwierigkeiten für die im west1ichen Nachbar­
land zahlreicben kleinen Eigenheirnbesitzerlnnen 
verantwortlich sind. 

Vorlauftg unterstützen grossere Tcilc dcr westeuropili­
scben Linken solche soziale Brutalo-Politik unter dem 
Banner des Binnenmarktes. Diesc Kraftc setzen in 
einer ausserst riskanten An darauf, dass der Binnen­
markt einen neuen europilischen Wirtscbaftsboom 

Paul Ruppen 

Leiden am Kleinstaat? 

Otto F. Walter 

Zementierte Diskriminierung 
"Dic EG beutc ist ein Iostrument dcr Deregulierungsioteres· 
seo voo Grosskoozcrneo. gericbtet zunacbst gegeo die Kon­
kurrcozblt>cke Feroost und USA. Sie ist gleichzcitig der 
Versucb der fraozõsiscbeo Diplomatie, dic wirtscbaftlicbc 
Grossmacbt Deutscblaod moglicbst rcstlos einzubinden, wo­
für i eh übrigeos Verstiiodnis babe. Natiooalismus wird je­
docb oicht abgescbafft: er wird, au f di e Blockstufe gebobeo. 
verstarkt. Die EG als Union wird zum europaischen Igel, zur 
Festuog Europa; dic Diskrimioieruog der oichteuropaischeo 
Volker wird zementiert, wie clic EG-Flücbtliogspolilc heutc 
scbon, uoter Mitwirkung der Schweiz, exemplarisch vor­
führt . Statt weltweiter Vcmetzuog: iotensivicrtc Blockbil­
dung. Gewinner sind die Grosseo, die Superreicbeo. Verlie­
rer: clie wirtscbaftlich Mittclstarken, dic Kleineo. die Scbwa­
cheo; eiomal mehr die Bcvolkeruogeo der Dritten Welt. Uod 
natürlicb der Lebensgrund von uns allen. die Natur." 

Ausschnia aus den Thesen des Schriftstellers Ouo F. Walter. verõffent· 
licht in der Weltwoche 34 1992. 

bcscblossen werden, werden am 7. Dezember die 
Vorbereitungen Rkhtung EG-Beitritt beginnen. 

entfesseln wird, welcher dann Arbeitslosigkeit und 
neue Armut aufsaugen soll. Auch die Frauen, so eine 
grundlegende Argumentation von Margrit Meier, der 
künftigen Europa-Verantwortlichen im Schweizeri­
scben Gewerkscbaftsbund, brauchen einen Binnen­
markt mit "mehr Konkurrenz. .. mebr Strukturwan­
del... mebr Wirtschaftswachstum". Nach einigen oko­
logischen Schlenkem in den achtziger Jahren erlebt 
heutc die traditionelle Wachstumsideologie à la fünf­
ziger Jahre in diesen Krcisen wieder eine waluc Blüte. 

Vorláuftg weist nichts darauf hin, dass der Glaube an 
den europilischen Superboom mehr als ein Glaube ist. 
Zudem hat sicb in den acbtziger Jahren gezeigt, dass 
sich eine Kombination von Deregulierung und 
Wacbstum sozialpolilisch keineswegs positiv auswir­
ken muss. In Lãndem wie England oder Frankreich 
klaffen, betrachUicbe Wachstumsraten des Bruttoso­
zialprodukts bin oder her, die sozialcn Gegensatze 
weiter auseinander denn je. Trotz fünf Boomjabren ist 
die Zahl der Armen in der EG, so lesen wir in "Le 
Monde Diplomatique" vom Juli dieses Jahrcs, seit 
1985 von 44 auf 53 Millionen gestiegen. Auch dafür 

EWR- uod EG-Gcgocrn. wclcbc dic Entstchung einer europaiscbeo Grossmacht vcrbiodem mt>cbtcn, wirft mao National ismus uod 
liokcn Patriotismus vor. Die eiodeutig eurooatiooalistiscbeo Aeusseruogcn voo EG-Staatsmaoncro nimrnt man hingcgeo nicht zur 
Kcontois. Dicsc Bliodheit erk.lart sich offenbar durch die Uotugeodeo. die mao der Scheiz anlastct und die man oft erfolglos etli­
che Jahrc bekarnpft hat. Man scbeiot dcshalb eodgültig voo diesem Laod geoug zu babeo uod will eiofach etwas andercs. sei's aucb 
viel scblimmer. Diese Haltuog ist eio Eiogestiiodnis eigeoer Obomacbt. W ar deoo "linke" Politik in den letzten Jabnebnteo wirk­
lich immer so gut, dass dereo Misserfolge den scbweizeriscbeo lostitutiooeo aozulasteo siod? Bemerkens wert an dieser Haltung ist 
zudem. das s ma n ausgerechnet mit jeoen Krcisen in die EG will. die in grossem Mas se dic Untugendeo der Schweiz verkõrpern: 
sozialen Stillstand. wirtschaftlichen Kolonialismus und die wirtscbaftliche Uoterstützung rassistischer Regimes. Der Vorwurf uo­
heiliger Alliaozco beruht natürlich au f Gcgenseitigkcit. Ei n grossmachtiges Europa. das dcn Konzerncn zwccks Sichcru ng von 
Rohstoffcn den laog crschntcn militariscben Arm liefert. sollte jedoch für "Linkc" keine freundlichc Perspektive darstellen. 

Paul Ruppen ist Politologe und Yorstandsmitglied des Forums gegen EG· und EWR-Beitriu. 

3 



Heinzpeter Studer 

EWR verschont Landwirtschaft ... bis 6.12. 92 
Di e Befürworterlooeo des EWR betooen immer wieder, di e Laodwirtscbaft sei - gottseidank - aus dem EWR-Vertrag ausgeklam­
mert. Tatsacblicb: W as un s voo bald allen Seiteo aufgetiscbt wird. ist bloss eine Zweckbebauptung. Au f dem Papier sieht der 
EWR-Vertrag tatsacblich keine Uebernahme der EG-Agrarpolitik vor. lo der EWR-Praxis wird freilicb aucb irn Agrarsektor eioe 
zunebmende Aopassung an den realexistierenden Binoenmarkt unvermeidlich sein. Dies aus vier Gründeo: 

J. EWR wiU wacbseodeo Agrar-Freibandel. Nacbzulesen in der Gratis-Dokumentation des Bundes zum EWR: Der EWR-Vertrag 
setzt die "progressive Liberalisierung des Agrarbaodels" als Ziel. Erster Schritt dabin sind bilaterale Agrarkoozessionen zwischen 
der EG und den EFf A-Staaten. Di e Schweiz und di e EG so!leo bei vorerst 19 Produkten (diverse Kase, Topfpflanzeo und Scbnitt­
blumen) gegeoseitig ZO!Ie seoken und Kontingeote erweitern. Feroer müsste die Schweiz den südlicbeo EG-Staaten bei 23 Produk­
teo (Gemüse, Obst, Weine) einseitig Zollreduktionen gewahren. 

Die beideo Produktelisten taogieren die biesige Landwirtschaft wenig. Der EWR-Vertrag enthalt aber eine Evolutivklausel: AUe 
zwei Jabre soU der gegenseitige Agrarhandel überprüft werden- mit der Freihandels-Brille und im Licht der Resultate der nocb 
irnmer unvoUendeten GA TI-Uruguay-Runde. Wir konnen uns heute schon an den Fingern abzahlen, da.~s die Liste der 
"Jiberalisierten" Produkte rasch langer und problematiscber werden wird. 

2. Anschluss an die EG-Agrarpolitik. Fast bescbworend beisst es in der Gratis-Dokumentation des Bundes: "Der EWR fübrt weder 
zum Freibandel für Landwirtscbaftsprodukte noch zu einer Anpassung der Laodwirtschaftspolitik." Die dreiste Falscbheit der er­
s ten Behauptung (Liberalisierung als Ziel- und dann doch kein Freihandel?) weckt Zweifel an der Wahrheit der zweiten. Tatsach­
lich ist es doch so. dass zunehmeoder Agrar-Freibaodel die iolandischen Produkte cincm wachsenden Konkurrenzdruck durcb Pro­
dukte unterwirft, die unter EG-Bedingungen hergestellt wurden. Und dicse Bedingungen heissen schlicht: mehr Exportwarc für 
weniger Geld - die jüngste "Reform" der EG-Agrarpolitik hat das emeut unterscbrieben. Aucb unter EWR-Bedingungen würde es 
bei immer mehr Agrarprodukten unmoglich werden. die hoheren Schweizer Normen (Tier- und Umwcltschutz), die s trukturell 
notwendig hohercn Preise sowie Fordcrmassnahmen gcgen dcn lmportdruck aufrccht zu erhalten. 

3. Nahrungsmittel: Nivellierung nach unten. Der EWR-Vertrag übemimmt das Grundprinzip des EG-Lebensmittelrechts. díe 
"gegeoseitige Anerkennung" der nationalen Vorschriften. W as als liberales, dezentrales Prinzip erscbeint. entfalte t seit den acbtzi­
ger Jahren mit hechstricbterlichcm Segen eine ganz unliberale und zen tralisicrcnde Wirkung. Einc Bratwurst aus Spanien bei­
spielswcisc muss nicht die deutschen Vorscbriften erfüllen, damit sie dorthin exportiert werden darf: es genügt, wenn sie den spa­
nischen Vorscbriften entspricht. Scbarfere Bestirnmungen der lmportHinder dürfen auslandischen Anbietem gegenüber nicht mehr 
zur Auflage gemacbt wcrden. weil dies sogleicb als "Handelsbemmnis" eingeklagt werden konnte. 

4. Gentcch-Food verandert Landwirtscbaft. Die EG setzt voll au f "novel food". also au f Nahrungsmittel. die mit Hilfe von Gen­
tecbniken hergestellt werden. Um im Wettbewerb gegen die USA und Japan zu besteben. gibt die EG jahrl ich rund e ine hal be 
Milliardc Frankcn für die Forschung in diesem Bcrcich aus. Als EWR-Mitglied müsste die Schwciz "novcl food" zulassen. Damit 
würde die Nivellierung nach unteo zusatzlich verscharft. Schweizer Landwirtschaft uod Nabrungsindustrie waren unter dem Druck 
zusatzlicher Kostendifferenzen rasch bereit, ihrerseits au f Gentecbniken zu setzen- die Basler Chemie tu t d ies heute schon irn 
grossen Stil und wartct demen tsprechcod uogeduldig auf wacbsende Verwertungschaocen irn grossten Binneomarkt der Welt... 

Heinzpeter Studcr ist Mitglied der KAG Geschãftsleitung. Se ine Ausführungen sind ei n aus1.ugweiser un d gel..ilmer Yorabdruck aus s.:inem M ine Olctober 
erscheinenden Buch "Kan n mensch EG essen? Konsumelend und Agril..-uh i m 'frei en' Markt". 

kõnnen nicht einfach EG und Binnenmarkt verant­
wonlich gemacht werden. Aber die Aufwenung der 
Marktprinzipien und die deregulierende Wirkung des 
Binnenmarktes st.àrken im Stil der Reaganomics den 
Egoismus der Wohlhabenden, zersetzen 13ande der 
Solidaritãt und staatliche Handlungsbereitschaft im 
Sinne des Gemeinwohls. 

Der EWR ist im wesentlichen ein Wirtschafts- und 
Deregulierungsprojekt. Wohl stellt auch die EG zahi­
Iose Regelungen auf. Aber diese Vereinbeitlicbung "ist 
europaweit gesehen bereits rein quamitativ eine Dere­
gulierung. Die grosse Masse der Brüsseler Regulie­
rungen hat zum Zweck, die Markte zu homogenisie­
ren. Jeder weiss, dass homogene Markte mehr Kon­
kurrenz aufweisen als inhomogene Mark te." Wir kon­
nen dem EWR-Befürworter Professor Kleinewefers in 
diesem Punkt nur zusúmmen. 

Hinzu kommt die Tatsache, dass diese Regelungen wie 
in der EG auch in einem künftigen EWR sebr ungleich 
realisiert werden. Wahrend Finnen für Produkte rela­
tiv einfach den einen Marktzugang durchsetzen kon­
nen, werden soziaJe und okologiscbe Regulierungen 
scblampig vollzogen oder über weite Strecken einfach 
ignorien. Es gibt bisher keine Anzeichen dafür, dass 
sicb ein europaweiter Binnenmarkt besser okologiscb 
und sozial gestalten liesse als die bisherigen nationa-

Jen Marktausscbnitte. Der Trend geht in die andere 
Ricbtung. Binnenmarkt und EWR setzen die Markt­
krãfte ins Zentrum, erschweren eine Einnussnahme 
durcb die Gesellscbaft, durcb die Menscben an der 
Basis. 

Viel Positives vennõgen manche Linke dem EWR 
abzugewinncn, weil er die Auflõsung von Kartellen 
erzwinge und die Volkswirtschaft modernisiere. Ziga­
retten und Autos sind in aller Munde, als ob das die 
An von Wohlstandsvennebrung ware, die wir hierzu­
lande noch brauchen ... Uns gebt es nicht darum, Kar­
tene zu verteidigen, sondern um die sozialen Konse­
quenzen. Mit der Aunosung der Kanelle ist die Ab­
sicht verbunden, weniger produktive Wirtscbafts­
zweige und die entsprecbenden Arbeitsplatze einfacb 
zu liquidieren. lm beutigen Umfeld zunchmender 
Arbeitslosigkeit und neuer Armut ist diese Politik 
verantwonungslos. Für die Opfer solcben Kablscblags 
stehen weder neue Arbeitsplátze nocb andere zu­
kunftsoffene Niscben oder ein garantiertes Mindest­
einkommen bereit. 

Vor diesem Hintergrund sind die "Wohlstands­
gewinne" zu bewenen, mit denen der Bevõlkerung ein 
Ja zum EWR schmackhaft gemacht werden soll . In 
krassem Gegensatz zur Angsunacherei mit drohender 
Verelendung stehen die Zablen der Hauser-Studie. Die 
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4 bis 6 Prozent Wachstumseffekt. welche ein EWR­
Beitritt auf 10 Jahre hinaus hatte, s ind !aut Rudolf 
Strabm kleiner als die Prognosefehler. Zudem müssten 
sie mit den zusatzlichen õkologischen und sozialen 
Schãden eines EWR-Beitritts verrechnet werden, 

Entsolidarisierung ohne Leitplanken 
Dass ein Anschluss an den EG-Binnenmarkt kein 
Honiglecken ist, wissen auch SGB und SPS. Das so­
zialdemokratische "Manifest für ein soziales Europa" 
konstatiert: "In den letzten zehn Jabren haben sich die 
sozialen Gegensatze in fast allen Lãndern Europas 
verschãrft." Der in dieser Zeit mass iv ausgebaute 
supranationale Handlungsspielraum hat sich offenbar 
sozialpolitisch nicht gerade güns tig ausgewirkt. .. 

Trotzdem hat der EWR einzelne Vorteile, die aber von 
dcn Befürworterlnnen weit überbewertet und wie 
Rosinen aus einem misslungenen Kuchen herausge­
pickt werden. Einen substantiellen Pluspunkt bildet die 
Freizügigkeit für Personen und ihre rechtliche 
Besserstellung im EWR-Ausland. Das geht in eine 

Beate Wille 

Weniger Benachteiligung im EWR? 

welche vorHiufig keinen Preis haben. Und drittens 
stellt sich die Frage, ob die Wachstwnseffekte wirklich 
am richtigen Ort auftauchen und den richtigen Leuten 
zugute kommen würden . 

Richtung, in welche auch grüne und linke EWR-Geg­
nerlnnen schon lange zieben. Dass diese Verbesserun­
gen allerdings als Nebenprodukt e iner Ver-Marktung 
Westeuropas abfallen, mindert ihren konkreten Wert 
erheblich. Von den Verbesserungen würden nur We­
steuropãerlnnen profitieren - für alle andem ergibt 
sich eine direkte Verschlechterung, weil sie nun võllig 
in die Rolle eines rechtlosen Puffers gedrangt werden. 
Die Chancen von Menschen aus Os teuropa und der 
Dritten Welt auf einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
in der reichen Schweiz würden sich noch weiter ver­
mindern. Auch innerhalb des EWR verschlechtern 
sich die Chancen der Ârmsten und wenig qualifizier­
ten, in der Scbweiz einen Job z u erhalten. Der Dun­
desrat geht zu Recht da von aus, dass die Zahl der 

6 Gründe, warum der EWR kaum zu einer Linderung der Benachteiligung von Frauen ftihren wird. 

Dic ArbcitsrcalitiH von Fraucn in dcr Schwciz ist hcutc schon EG-kompatibcl: Hübcn wic drübcn sind Frauen vorwiegend au f den 
untereo und untersten Hierarchieebcnen vertreten. liegen Frauenlohne ca. ei nen Drittel unter Mannerlobnen. arbciten Frauen vor­
wiegend teilzeitlich oder gar au f Abruf mit sehr schlcchtcr sozialer Absichcrung. sind Frauen cincinhalb mal so oft von Arbeitslo­
sigkeit betroffen wic Manner. Dicsc Liste liessc sich beliebig fortsetzen. 

Di e EG hat zwar in bezug au f di e Fraucncrwcrbsarbeit fünf Ricbtlinien erlassen. dereo Uebemabme du re h di e Schweiz für hiesige 
Arbeitncbmerinnen von Vorteil warc gegcnüber dcm Status quo- mindestcns auf dcm Papier. Warum icb deonoch der Meinung 
bin. dass dicse Richtlinien zwar eine notwendige abcr keineswegs hinreichende Voraussetzung zur Gleicbstellung der Geschlechter 
darstellen, sondern im Gegenteil einer realen Verschlechterung der S ituation von Frauen wenig bis gar nicbts entgegensetzco kon­
nen, méichte ich nachstehend begründen: 

l . Dic Gleichstcllungs-Ricbtlinicn sind einscitig wcttbewerbspolitiscb motiviert. D.b. es soll sichergestellt werden, dass die Wirt­
schaft eines Landes. das vermehrte Anstrengungen in Richtung Gleicbstellung der Geschlechter unternimmt. nicht schlechter ge­
stellt ist als die Wirtschaft anderer Lander. wo diese Anstrengungen fehlen oder geringer sind. Ein Konzept. das bei der Ursache 
dcr Unglcichbehandlung dcr Gcschlechter ansetzt, namlich bei der geschlechtshierarchischcn Arbei tsteilung. fehlt. Geregelt wer­
den lediglieh einzelne Folgen und Symptome im Bcreich der Erwcrbsarbeit (z.B. Lobn und Sozialvcrsicbcrungen). 

2. Da die EG und der EWR keinc eigenen, ihre Richtlinien kontrollierenden Behorden besitzen. hangt es in hohcm Massc von den 
nationalcn Rcgierungen ab. ob und in welchem Ausmass der gegebene Grad der Recbtsverbindlicbkeit auch tatsacblich erreicht 
wird. N ur bei eindeutigen Rechtsverletzungen kann der Europaiscbe Gerichtshof (EuGH) resp. die EWR-Instanzen eingreifen. Ihre 
Sanktionsmoglicbkeiten beschranken sich auf Ermahnung der fehlbaren Ui.nder und darauf. Vertragsverstosse offentl ich zu ma­
cheo. 

3. Ei n Klagerecbt steht nur der eiozeloen betroffenen Frau zu. und dies nu r vor den oatiooalen Gerichten, di e aber immerhin in­
haltlich an Eotscheide des EuGH gcbunden sind. Eio Verbandsklagerecht existiert nicht, auch nicht im Fali s truktureller Ungleich­
behandlung. Die einzelne Frau muss die Richtigkeit der Anscbuldigungcn gegenüber ihrem Arbeitgeber beweisen, einc Beweisla­
stumkehr analog zur Produktehaftpflicht fehlt. 

4. Gleichstellung kann nacb oben wie unten geschehen: Ein generelles Sozialdumping ist vorprogrammiert. 

5. Bestehende Schutzbestimmungen für Frauen (Nachtarbeítsverbot) werden abgebaut. Weitergehende Massnahmcn, z.B. Frauen­
quoteo, sind uozulassig. da wettbewerbsverzerrend. 

6. Ei ne cigensüindigc Arbeítsmarkt- und Beschaftigungspolitik fehlt im EWR. Von daher driingen sich Zweifel auf, ob die Ent­
wicklung dcr LOhoe und der Arbeitsplatze mit der Entwicklung der Wirtschaft Scbritt balten wird. Ausserdcm fehlen umfassende 
Untersuchungen über die unterschiedlichen Auswirkungen des EWR au f Manner und Fraueo. Es scheint mir jedocb unzulass ig, 
davon auszugeben, dass sicb die makroéikonomiscben Beschaftigungswirkungen gleichmassig auf Manner und Frauen verteilen 
wcrden. Aufgrund der geschlecbtsbierarchiscben Arbeitsteilung und der weiterbin fast ausscbliesslicheo Zustandigkeit der Frau für 
die Betreuung der Familienaogehorigen und des Hausbalts werden Frauen im zuküoftig nocbmals verscbiirften Wettbewerb mit 
unbescbriinkter Mobililiit nocb scb!echtere Startcbancen baben als bisber - trotz oder g e rade wegen der en g verstaodenen formalen 
Gleichstellung. Flankierende Massnabmen, um die Wettbewerbsnachteile voo Frauen aufzufangen, sind nicht einmal von SP und 
SGB verlangt worden ... um von anderen Parteíen und Verbaoden ganz zu schweígen. 

Beate Wille ist Mi~Slied des Zilrcher Regenbogenforums gegen EWR- und EG-Beitritt 
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Lotta Suter 

Hübsche RichtHnien auf Papier 
"Weno die Scbweiz mit der Gleicbstelluog der Fraueo oicbt vorwarts macbt, sollteo wir wegeo ein paar hübscben Richtlinien auf 
Papier oicht boffen, dass Fraueorechte in der EG gratis - oder auch n ur leichter- zu haben sind; au f den zweiten Blick gilt schoo 
eh er das Gegenteil. 

Zwei Drittel der zwischen 1983 und 1989 neu gescbaffenen ArbeitspHitze in der EG seien an die Frauen gegangen, schreibt c:tie 
Wirtscbafts- und Frauensekretarin des Schweizeriscbeo Gewerkscbaftsbundes Margrit Meier in ibrem Papier 'Europa is t eine Frau' 
und belegt mit dieser Tatsacbe, wie frauenfreundlich Winscbaftswachstum ist. Abgeseben davon. dass die Erwerbsquote als allei­
niger Emaozipationsindikator iiusserst fragwürdig ist- das Erwerbsarbeitsvolumen der Frauen hat in dieser Zeit gar nicht zuge­
nommen. Mebr geworden sind irn grossen Deregulierungsprojekt EG lediglicb die sozial schlecbt abgesicberte Teilzeitarbeit uod 
prekiire Arbeitsverhalt.nisse; und bei diesen 'atypiscben Bescbaftigungsformen', wie es in der EG-Spracbregelung beisst. s tellen die 
Frauen typiscberweise oeunzig Prozent der Arbeitenden." 

Lona Suter ist Redaktorin der WochenZeitung. Der Text stamrnt aus WoZ 37 1992. 

Auslanderlnnen sich kaum rasam verandern wird, 
wohl aber ihr Qualiftkationsproftl. Salopp gesagt 
werden hochqualifiziene deutsche Yuppies Hilfsarbei­
terlnnen aus den EG-Südlãndern verdrangen. Es ist 
ohnebin kiar, dass eine von Iinks bis recbts herbeige­
selmte "Modernisien.mg der Schweizer Winscbaft" 
und "Auflõsung der Kartelle" vor allem auf Kosten der 
sozial schwacheren Schichten gehen würde. 

Weitaus wcniger Gewicht als die Freizügigkeit hat ein 
an dere s "Fonschrittsargumcnt" . Wenn zuwcilen bc­
hauptet wird, der EWR bringe "Mitbestimmung" -
dann ist das so weit von den Tatsachen enúemt, dass 
Begriffe wie Schwindel oder Lüge nur mit grõsster 
Mühe vermieden werden kõnnen. Klipp und kiar halt 
bereits die bundesratliche 13otschaft fest: "Es bestehen 
vorlauftg keine EG-Rechtsvorschriften über d ie Mit-

Margrit Geiser und Stella Jegher 

Von Mannern für Manner gemacht 

bestimmung au f Unternehrnensebene". Es sin d nu r 
einige Ralm1enbedingungen zu Info rn1alions- und 
Anhõrungsrechten bei MassenentJassungen festgelegt. 
Die Restrukturierungsopfer des Binnenmarktes wür­
den bei einem Beilritt zumindest etwas früber von 
ihrem Schicksal erfahren und dürften sich darüber 
aucb in einer durch RichtJinie 75/125 EWR-weit 
harmonisienen Weise darüber beklagen. "Die rucht­
linie bezweckt bloss eine minimale Harmonisierung 
der Recbtsvorschriften der Mitgliedstaaten. Weder 
zwingt sie den Arbeitgeber zur Aufstellung eines So­
zialplans zugunsten der enUassenen Arbeitnebmer, 
noch schreibt sie eine behõrdlicbc Bcwilligung dcr 
MassenentJassung vor", beruhigt der Bundesrat die 
Unternehmerlnnen und bezeichnet das Ganze im Titel 
trotzdem als "Schutz der Arbeitnehmer vor Massen­
emlassungen". Es steht einzelnen S taa te n frei, schárfe­
re DesLimmungen zu erlassen (schliesslich geht es 
nichl um die freie Zirkulation von Produkten), wovon 

"Mancbmal fragen wir uns, warum Frauen so spat erst über 'Europa' zu diskutieren begonnen haben - und vergessen dabei wieder, 
dass Europa andere Dirnensionen hat als EG und EWR. Das beisst, das Patriarcbat bescbaftigt un s beute au f sei ne Art mit e inem 
Thema, das auf internationalen Frauenkonferenzen scbon langst viel umfassender bearbeitet wurde. zum Beispiel 19 15 in Den 
Haag oder von Widerstandskiimpferinnen im Zweiten Weltkrieg. Im Zentrum ibrcr Überlegungen und Konzepte zum vereinten Eu­
ropa standen jedocb nicbt die Verteidigung europaischer lnteressen gegenüber der Welt, d ie Konkurrenzfiihigkeit der Wirtschaft 
oder di e Fabigkeit Europas, ei ne Militargrossmacht zu werden. Sie sucbten scbon damals nacb anderen. gerecbteren Formen des 
Wirtschaftens und der Politik, in denen verschiedene Lebensentwürfe ihren Platz haben konnen. Voraussetzungen dafür waren 
Fríede. Verteílungsgerecbtigkeit. gleicbe Recbte und vieles mebr bis bin zu Frauenquoten in aussenpolitiscben Gremien. Darum 
geht es aucb unter den beutigen. zum T ei l anderen Voraussetzungen nocb immer .... 

Wir lebnen ei nen Beitritt der Scbweiz zum EWR ab. 
• weil er ein Mannerprojekt ist. von Mannern für Manner gescbaffen. gcoauer: für reiche, Oexible. Ieistungsfábigc Manner (und 
einige Frauen. die in diese Kategorie passen); 
• weil er ein patriarcbales Herrschaftsprojekt ist. das im europaiscben und vor allem im weltweiten Ausbeutungssystem die Posi ­
tion der Starkeren gegenüber den Scbwacbereo, des Nordens gegen den Südeo, der Mãnner gegen die Frauen s tiirkt; 
• weil er ein reines wacbstumsorientiertes, asoziales Wirtscbaftsprojekt ist, dem wir nicbt au eh noch die demokratiscbe Legitima­
tion zu verscbaffen bereit sind. Wir lassen uns nicbt in letzter Mioute via Volksabstirnmung die Verantwortung für die sozialen 
und okologiscben Folgen eines solcben Projekts zuscbieben, das bisher obne jede Beteiligung der betroffenen Bevolkerung konzi­
piert wurde; 

• weil wir es ablebnen. s tatt einer ernsthaften politiscben Auseinandcrsc tzung über das Weltwirtschaftssys tcm. sei ne Folgen und 
moglicbe Altemativen Propaganda für eine strukturell gestarkte Fortfübrung der bisberigen Wirtschafspolitik serviert zu bekom­
men; 

• weillohalte uod Ziele des EWR und die ibnen zugrundeliegende Denkweise gruodsatzlich in die falscbe Ricbtung gehen. Wir 
fordern Alternativen zum Wirtschaftswacbstum. Altemativen zur weltweiten Ausbeutung der Mehrheit durcb die M inderheit. Al­
ternativen zum Prirnat okonomischer Werte über das gesamte gesellschaftlicbe Zusammenleben. Wir fordern ferner e ine Diskussi­
on über das Demokratie-Defizit in der scbweizeriscben Wirtscbafts- uod Ausseopolitik statt deren Verlagerung auf die europiiiscbe 
Ebene." 

Dieser Text ist einem Positionspapier des Frauenrats für Ausseopolitik (FrAu) entoonunen, das ausrugsweise in der WOZ 34 1992 verõffentlicht worden 
ÍSL 
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Chris Goll 

Patriarchales Herrschaftsprojekt 
Es g eh t mir um eine gruodsatzlicb Kritik arn EWR. an deo in ihm angelegten lohalten. Deokmustem und politiscbcn Prozcssen. 
Deshalb !eh ne i eh den EWR ab, aucb wcnn i eh mich - zumiodcst unter der Bundesbauskuppcl - in ungemütlicbe Gcsellscbaft be­
gebcn ba be. "W en n der EWR abgelebnt wird, bio ich Iieber bei deoeo. die J a gesagt ba uen". hat mir wahreod der Soodersession 
ein Geoosse gesagt. Doch die Aogst vor dem Sieg der Blocber-Neinsager kann docb oicbt erosthaft Grund geoug sein. um die bis­
herige Kapitalismuskritik voo Linken uod Gewerkschaften über Bord zu werfeo uod ei n ausserst fragwürdiges Projekt zu untcr­
stützcn. 

Die Behauptung. es gabe in der EWR-Kontroverse nur zwei Lagcr, das dcr Befürworteodco und das der ewigen Neinsagenden ist 
falsch. Er galt al s Ht>bepuokt dcr EWR-Soodersessioo: der verbale Schlagabtausch zwischen zwei Gockelo. der auf entlarvende Art 
zeigt. vor welcbe Alternativen mano uos stellen will: Entweder bist Du für ei n Bodenmaon-Ja oder für ei n Blocher-Ncio. Bei der 
wiederholt formulicrtcn Kritik aus feministiscber Sicht gebt es jedoch oicht um einen Schonheitswettbewerb au f dem Laufstcg der 
Politik. sondern um cine grundsatzliche lnfragestellung. 

Der EWR ist ei n partiarchales Herrschaftsprojekt. das von M annero für Manner gcschaffcn wurde. Angesprochen ist dabei der Su­
pennaon: Er ist weiss, europaiscb, reich, Oexibel, jungdynamisch, ungebunden und leistungsfahig. Es gcht primar u m cincn Macbt­
und Verteilungskampf zwiscben M annem. Und dies spielt sicb aucb in dcr scbwcizerischcn Dcbattc ab. Die Diskussion über 
"Europa" hat das Patriarchat für sich gepacbtet. angefangen bei den Verhandlungsdelegationen, dem Bundesrat und den Parteien 
über Vorort und Gewerbeverband bis zum Gcwerkschaftsbund. 

Im EWR-Wirtscbaftsprojekt werden di e wirtscbaftlich Schwacheren uud d ami t auch F ra uen strukturell ausgegrenzt und bcnacbtei­
ligt. lm Zusammenhang mit der Frage nach dem EWR-Beitritt der Schweiz wird derzeit den Frauen die Übcrnahme der EG­
Gieichstellungsricbtlinien scbmackhaft gemacht. Hier gilt es jedoch. einige Fragezeichen aozubringeo: 
• Di e Richtlinien sind nu r au f de n Erwerbsarbcitsbercich der F ra uen ausgerichtet. Fraueo ba ben jedoch ga n z unterschiedlichc Lc­
bensentwürfe und siod oicbt einfach nur Arbeitnebrnerinoen. 
• W as uns als Fraueo in der Schweiz besteos bekannt ist. spielt aucb irn EG-Raum keine unwesentlicbc Rolle: Zwischen Richtlini­
en au f dcm Papier und der Gleichstellung in der Praxis Iiegeo Welten. 
• Schliesslicb stellt s ich die Frage. ob di e EG-Gleichstellungsrichtlinien deo Frauen eine Verbessrrung ibrer sozialen Situation 
nicht einfach nur vorspiegeln. wabrend sich faktisch ihre Lcbenssituation verschlecbtcrt hat. dcnn in allen EG-Landcrn hat sich das 
Wohlstandsgefàllc zwischen Mannem und Frauen vergrossert. 
• Und noch einmal: Der EWR is t kein Gleichstellungsprojekt. sondem ein Wirtschaftsprojekt. Und wenn dann das prognostizierte 
Wirtschaftswachstum doch nicht stattfindet, haben wiederum Fraucn für die sozialcn Aufraumarbciten als Trümrnerfrauen herzu­
haltcn. 

Chris Goll ist Nationalrãt.in der FraP! (Frauen macht Poliúk!) und Mitglied der sozialdemokraúschen Fra~'tion. 

der Nationalrat bei den Eurolex-Beschlüssen so wenig 
wie in den Jahrzehnten vor dem EWR Gebrauch ge­
macht hal. 

Um den steinigen Pfad in die EG etwas zu polstem, 
sprach die SPS noch bis vor kurzem davon, dass 
"notwendige innenpoliúsche Reformen" die Annahe­
rung an die EG begleiten müssten. Das "Manifest für 
ein soziales Europa" spricht von einem "geanderten 
Raumplanungs, Bau- und Bodenrecht", der Verbindli­
cherklàrung von Gesamtarbeilsveruagen, mehr als nur 
"Minimallosungen" bei der Mitbestimmung oder for­
dert ein "europaweit garanúertes Existenzminimum 
für alle" . W as ist aus dicsen Anliegen geworden? 

Die sozialdemokratischen Parlamentarierlnnen haben 
sich im Nationalrat mit ein paar wenigen Vorschlágen 
begnügl. Erwartungsgemass haben die Bürgerlichen in 
den Parlamentsberatungen Forderungen nacb beglei­
tenden Massnahmen vom Tisch geputzt. Ein Kem­
stück wie die Forderung nach kantonalen Minimallob­
nen wurde mit 93 zu 38 Stimmen vom Naúonalrat 
abgelebnt. Im Vertrauen auf vage Zusagen des Bun­
desrates wollte Nationalrátin Brunner für die SP-Kol­
leglnnen den Antrag schon vor der Abstimmung zu­
rückziehen - die rnitunterzeichnende Luzemer Grüne 
Bühlmann konnte die stillschweigende Entsorgung 

dieser Problematik von der offcntlichen Bübne gerade 
nocb verbindem. 

Wo der EWR-Beitritt eine emstllafte Diskussion um 
Dutzende von sozialpolitischen Problcmcn erfordem 
würde, haben EWR-freundliche linke Nationalrátln­
nen einzelne sparliche Voncilc des EWR ins Licht 
gerückt und sich ansonsten weitgehend in Schweigen 
gehüllt. Der Grund für die ZurOckhaltung ist klar: Die 
sozialpolitische Lottrigkeit des EWR-Gebáudes sollte 
so wenig wie die Deregulierungsgelüste der bürgerli­
chen EWR-Befürworterlnnen allzu dcutlich ins Ram­
penlicht der Offentlichkeit gerückt werden. 

Die Bürgerlichen zeigten sich nãmlich zu keinen so­
zialen Zugestándnissen bereit. Es wáre ja auch reicb­
lich weltfem, anzunehmen, dass Freisinn, Grossban­
ken, Vorort und Gewerbeverband den EWR-Beitritt 
benutzen würden, um ihre Profitc und Gruppenegois­
men zu beschneiden. Trotz einiger Anpassungsbe­
schwerden und der einen oder anderen bedrohten 
Pfründe sehen die helveúschen Untemehmer den 
EWR als Chance, mit einem Aufwasch in der EG 
leichter wirtscbaften und in dcr Schweiz besser dere­
gulieren zu konnen. Laut eincr Umfrage der Handels­
Zeitung unter den 2000 wichúgsten Untemehmen der 
Scbweiz sind 85,6% der Führungsspitzen für den 
EWR-Beitritt. 
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Kahlschlag an demokratischen Rechten 

Die Scbweiz ist weder in sozialer nocb in okologischer 
Hinsicbt ein Musterland, das quasi als Modell ver­
dient, verteidigt zu werden. Zu verteidigen gilt es aber 
dcmokratiscbe Eintlussmõglicbkeiten, die durch einen 
EWR-Beitriu schwer beeintrachtigt würden. 

• In den Bereichen Wirtschaft, Sozial- und Umwelt­
politik werden Dutzende von Problemkreisen dem 
demokralischen Zugriff durch Volk und Parlament 
entzogen. In diesem Bereicb muss das geltende und 
künflige EG-Recht angewendet werden. Das vorgese­
bene Referendumsrecht bei Gesetzesanderungen, die 
der EWR erzwingen würde, ist eine hohle Mogel­
packung. Der barte Kem der Anpassungsgesetzgebung 
kann dadurch nicht beeintlusst werden, nur das eine 
oder andere Detail arn Rande. Demokraliscbe Ein-

Reto Gamma 

Die Demokratie zurückstutzen? 
Der Kanton U ri geht stinkigen Zeiten entgegen. Bereits beu­
te verpesten 2300 Transitlastwagen pro Tag unsere Luft. Der 
EG-Binnenmarkt wird das Transitvolumen emeut verdop­
peln. Mit dem EWR-Vertrag unterwirft sicb die Scbweiz 
dieser Wachstums-Pbilosophie. Gleichzeitig schrankt der 
EWR-Vertrag unsere Mõglichkeiten e in, un s mit demokrati­
schen Mitteln gegen diesen Transitterror zur Wehr zu set­
zen. Konkretes Beispiel: Über die im Mai 1990 eingereichte 
Alpen-Initiative darf- nach einem J a zum EWR-Vertrag­
gar nicht mehr abgestimmt werden. Begründung: Die Initia­
tive sei mit ihrem Zwang zur Verlagerung des Transitver­
kehrs au f die Schiene nicht europakompatibel. Der lokal 
verankerte Widerstand gegen die Zerstõrung unserer Le­
bensgrundlagen ist für mich wichtiger als der freie Waren­
verkehr in Europa. Deshalb bin ich nicht bereit, via EWR­
Vertrag unsere direkte Demokratie auf eio europavenragli­
ches Mittelmass zurückstutzen zu lassen. 

Reto Gamma aus Ahdorf ist Landrat und Mitglied des Krilischen 
Forums U ri 

tlussmõglichkeiten wcrden auf dem Altar des Bin­
ncnmarktcs gcopfert. 

• Mit dem EWR würden sich die EFf A-Uinder an 
einc staatsãhnliche EG ankleben, welche selber nicht 
nach minimalen demokratischen Prinzipien funktio­
niert . Trotz ihrer weitgehenden Kompetenzen funk­
tioniert die EG als Regierungsclub weitab von der 
Bcvolkcrung Europas. Der Binnenmarkt und die 
Maastrichter Zentralisierungsvorschlage wurden über 
die Kopfe der europãiscben Bevõlkerung binweg 
konstruiert. Es bestebt kein Grund, mit einem Ja zum 
EWR diese Fehlkonstruktionen zu stützen. 

• Ei n EWR-Beitritl würde aucb in den EFf A-Staaten 
zu rechtsstaatlich fragwürdigen Verhãltnissen fübren. 
Nacbdem bereits in kleinen Uindem wic der Schweiz 
die Gesetzestlut kaum zu überblicken ist, führt der 
EWR zu einem Cbaos, in dem nur die wirtschafts­
freundlichen Rechtsakte wie die freie Warenzirkulati­
on wirklich umgesetzt würden. Scbutzbeslimmungen 
für Mensch und Umwelt sind als ideologiscbe Deko­
ralion angelegt, nicht für den Vollzug. Für die weit 
über 10'000 Seiten EG-Recbt, die nacb einem Beitritl 
zum EWR aucb in der Schweiz gehen würde, existiert 
nicbt einmal ei ne systematisthe Sammlung ... 

• Die zugunsten des EWR vorbereiteten Gesetzesan­
passungen verlagem innenpolitiscb in vielen Berei­
chen die Kompetenzen Richtung Bundesrat. Das be­
deutet Demokratieabbau, Stiirkung der Exekutive und 
des inneren Zentralismus. 

Ein Nein würde der EWR nur schon wegen der frag­
würdigen Melhoden verdienen, mit denen die Eurolex­
Pakete durch Parlament und Volksabslimmung ge­
scbleust werden . Nachdem die Parlarnentarierlnnen an 
nützlichen Dingen wie einer AHV -Revision jahrelang 
herumlaborieren, werden Dutzende von EWR-Geset­
zesanderungen ebenso bastig geschluckt wie unverdaut 
wieder ausgescbieden. "Da verwundert es nicht, dass 
der Verdacbt aufkommt, die Eurolex sei etwas ober­
tliichlicb behandelt worden", kommentierte der 
''Tages-Anzeiger" am 29. August die Verhandlungen 
des St.anderats. Das Parlarnent hat sich - mit lõblichen 
und rechts aussen bekloppten Ausnahmen - als anpas­
serische Ja-Sagerlnnen-Truppe verhalten . Nicbt n ur 
das Feblen von tlankierenden Massnahmen im sozia­
Ien und õkologischen Bereich, auch das ganze Klima 
der Parlamentsdebatte wirft ein bezeichnendes Licbt 
au f di e "Entscblossenheit", mit d er die belvetische 
classe politica den negativen Auswirkungen des Bin­
nenmarktes entgegentrelen will... 

Andi Gross 

Kontraprodukti v er EWR 
"Die grosse politische Kunst. vor der meiner Meinung nach 
di ese r EWR-Vcrtrag versagt. ist beute, di e Offnung der Na­
tionalstaaten zu realisieren. ohne dass die Bürgerinnen und 
Bürger in diesen Staaten. und zwar überall. ihre Mi:iglichkei­
ten der Selbst- und Mitbestimmung verlieren. 

Diese politische Messlatte erreicht der EWR nicht anahemd. 
Er nimmt sie. indem er sich unter ihr durchmogelt. Wir müs­
sen heute in einen Lernprozess. in eincn Emanzipationspro­
zess cinsteigen. Wir müssen uns von der Vorstellung li:isen, 
dass die Staaten alleine die wesentlicben Probleme lõsen 
ki:innen. Wir dürfen auch nicht meinen, wir kõnnten unser 
Schicksal einfach irgend jemandcm. einer Gruppe verschie­
dener Menschen. in die H andc legen. Wir wisscn - das ist in 
der Schweiz absolut verbreitet -. dass wir Lõsungen in unse­
rem Sinne n ur dan n finden, wenn wir allc unsere Ansichten 
einbringen konnen, wir das Recht haben, gehi:irt zu werden. 

Dieses Recht. das bisher in den Vereinigten Staaten, in 
Norwegen, in Scbweden und in der Schweiz verankert wor­
den ist, muss heute für ganz bestimmte Gründe auf europa.i­
scher Ebene eingerichtet werden. Das geht nicbt mit e iner 
lntegration, die nur die wirtschaftlicbe Optik akzeptier1 und 
die politiscben Vorstellungen unterschatzt und vemacblas­
sigt. 

Es ist notweodig. dass wir teilen lemen. aber aucb. dass der 
EnL~cheidungsprozess, der geteilt werden muss. von uns sel­
ber mitbestimmt wird. Und zwar nicht n ur von Ministern. 
nicht nur von Parlamentariem, nicht nur von Bcamten. nicht 
nur von Diplomaten. Wir alle haben das Recht. an diesem 
Prozess teilzuhaben. Diesem Lernprozess. diesem Fortschritt 
bringt dieser EWR-Vertrag nicbts- im Gegenteil- er ist 
meiner Meinung nach kontraproduktiv." 

Andi Gross ist Nationalrat der SP Kanton Zílrich und MitbegrOnder voo 
eurOlopia. Das Zilal stamml aus seinem Votum in der EWR-Debatle 
des N alionalrats. 
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Umweltzerstõrung wird beschleunigt 

Der EG-Binnenmarkt als Motor und tragende Kon­
struktion des EWR beginnt umweltpolitisch fatale 
Wirkungen zu entfalten. In den achtziger Jahren ist es 
in Westeuropa nicht gelungen, die Umweltzerstõrung 
aucb nur zu stabilisieren. In dieser Situation be­
schleunigt und verstarkt der Binnenmarkt die bereits 
vorhandenen negativen Trends. Er scbreibt "ein Euro­
pa mit schmutzigem Wacbstum" fest, wie des der 
"Spiegel-Spezial" unter dem Titel "Europa ohne Gren­
zen - Alarm für die Umwelt" formu liert. 

Der Verkebr wird als Folge des Binnenmarktes massiv 
zunehmen. Mit EG-Geldem wird der Bau eines Teils 
der über 30'000 geplanten Autobahnkilometer und 
weiterer Strassenprojekte der Mitgliedstaaten subven­
tioniert. Die EG verweigert bartnackig effaiente 
Massnahmen gegen die drobende Verkehrsflut. Grund 
dafür ist nicht nur die omniprãsente Autolobby, son­
dem auch das Konzept der "Homogenitãl'' des Bin­
nenmarktes, die mit guten kon linentalen Verkehrs­
verbindungen gewã.hrleistet werden soll. Folgen: Bis 
zum Jabr 2000 soll der grenzüberschreitende Lastwa­
genverkehr um 30 bis 50% zunehmen. Bis zum Jalu 

Hans Steiger 
Mehr Verkehr- auch in der Luft 

2010 kõnnte der Strassenverkehr um 77% wachsen, 
befürchten die europãischen Umweltverbande. Gleicb­
zeitig wird der Luftverkehr dereguliert, was zu einer 
Verdoppelung des Verkebrsvolumens in nur zebn 
Jahren fübren wird. Die Auswirkungen auf die Um­
welt sind offensichtlich. Auch die EG selbst recbnet 
damit, dass innerhalb von knapp zehn Jahren die Luft­
schadstoff-Emissionen um lO bis 20% und der Aus­
stoss von Kohlendioxid um etwa 25% zunehmen wer­
den. 

Die EG hat zal1lreiche umweltpolitischc Vorschriften 
crlassen, die sich von den Standards hcr mit jenen der 
Schweiz vergleichen lassen, aucb wenn sie eber etwas 
weniger weit gehen. Diese Erlasse dienen dazu, die 
Einzelstaaten von eigenen Vorschriften abzubalten 
und den EG-Bcfürworterlnnen Propagandamaterial zu 
licfem. Der Umwelt nützen sie reichlich wenig, weil 
sie schlcppend umgesetzt und über weire Strecken gar 
nicht vollzogen werden. Bereits bei der Umsetzung 
Umwelt-Richtlinien in nationale Gesetze hapert es 
gewallig. Eine Zwischenbilanz fõrderte zutage, dass 
sieben der zwõlf Lãndcr bisher nur geradc 70 bis 100 

"In den letzten zwei Jahrzehnten. mit dem wacbsenden Bewusstsein für ükologische Fragestellungen, babe ich in meiner politi ­
schen Arbeit vor allcm fo lgcndes hinzugclernt: Dass dezentral im Zweifelsfall besser ist als zentralistisch. dass kürzere Wege bes­
ser sind als lange und dass kleinere Einheitcn auch eber noch demokratisch verwaltet werden kon nen. Nach dicscn Kriterien lehne 
ich einen institutionellen Schritt h in zu noch grosseren Markten mit noch grosscrer Arbeitsteilung ab. 

Für m ich ist der EWR, ist leider auch die nach dem Zweiten Weltkrieg noch friedenspolitisch motivierte Idee einer europaischen 
Staatengemeinschaft im heutigen Stadium ein reines Expansionsprojekt. ein Projekt zur Wirtschafts- uod Vcrkehrsforderung · uod 
das in eioer Weltregion. die Verkehr und Vcrschlciss im Gegcnteil drastisch drosseln müsste. 

Mit der Eurolex werdcn auch neue Schleusen für den Schwerverkehr au f der Strasse gooffnet. Mi t der Liberalisierung im Bereich 
der Luftfahrt soll dic Frei hei t oicht nur über den Wolken bald grenzenlos sein. Mit dem Klcingedruckten des EWR-Ycrtrages han­
deln wir uns auch und gerade im Flugverkehr neue Zwange für den Aus ba u der lnfrastrukturen ei n: Es kano in diescm Z usammen­
hang auch nicht mehr erstaunen. dass uns vom Bundesrat gleichzeitig mit der Revisioo des Luftfahrtgesetzes ei ne Subventionie­
rung von Flughafenbauten zugemutet wird . 

Bei de r Beratung de r Eurolex-Vorlagen in der Verkebrskommission habe i eh mir vergeblich e in praziseres Bild von de m machen 
wollen, was uns beim Luftverkehr blüht: In der Kommission wurden weder die mit dem EWR verknüpften EG-Richtlinien analy­
siert. noch wurdc mit dcm angemessenen Ernst über langerfristigc Pcrspcktiven diskutiert. 

In meioer bisherigen politischeo Arbeit - darunter acht Jabre in einer kantonalen Raumplanungskommission - habe ich oocb oie 
etwas derart Unserioses erlebt wie die Behandlung dieses Vertrages . Ich vermute. dass kaum eine oder einer von uns hier im Saal 
nur schon in seinem Fachgebiet wirklich weiss, was die 12'000 Seiten Kleiogedrucktes in diesem Vertragswerk an Veranderungen 
bringen. Das bertibmte Eurolex-Paket ist da n ur die Spitze eines Eisbergs . W as wir dem Volk nach dieser Schnellbleiche irn Par­
lament bis zum 6. Dezember bieten kon nen, wird nicht Information sein. sondern Propaganda. Vom jetzt gestreuten Kurzfutter aus 
dem lntegrationsbüro nicht zu reden ... 

Zurück zum Luftverkehr. N ur ein d iskretes Satzchen auf den Seiten 337 und 338 der EWR-Botschaft deutet an, dass da noch aller­
hand au f un s zukommt: Es zeichnet si e h ei ne Entwicklung in Richtung des freicn Marktzugangs aller Luftfahrtuntemehmen a b. be­
reits in naher Zukunft. Mit neuen Anpassungen unserer Gesetzc. oeueo Ansprüchen an unserc Vcrkehrsinfrastruktur. Denn wcr A 
sagt. wird dann aucb B sagen müsseo. 

Herr Ogi selbst raumte in unsereo Diskussionen einc kaum abscbatzbare Dynamik mit Konkurreozkampfen, Dumpingangeboten, 
neuen Konsumanreizen ei n - das waren eben die Risikeo einer vollen Beteiligung am Markt. Seine offcoe Bemerkung - "C'est à 
prendre ou à laisser" hat meine Meinung bestarkt, der EWR sei mit RUcksicht auf die Umwelt "à laisser"! 

lcb will hier noch einmal unterstreichen, was auch aodere Gegncrinnen und Gcgner des EWR aus dem links-grünen Lager vor mir 
sagten: Nein zur VoUintegration in dieses Wirtschaftseuropa beiss t nicht Nein zur s tarkeren Offnuog unscres Landes zur Welt. Ei­
ne tatsachlicbe. engagierte Óffnung zur ganzen Welt liegt mir naher al s dieses Bündnis nur mit einem Teil voo Europa. Dement­
sprechend war ich seinerzeit kiar für den Reitritt der Scbweiz zur UNO- ich würde diesen Schritt noch heutc vorziehen. Dies aucb, 
um zu signalisieren. dass wir nacb dem gemeinsamcn Nein zum EWR einen anderen, einen ganz anderen Weg gehen wollcn als 
W altcr Frcy." 

Hans Steiger ist Nationalrat der SP Kanton Zilrich. Das hier leicht gel..ilrZI wiedergegebene V01um hieh er in der Eintretensdebaue des Nationalrates zu 
den EWR-Berarungen. 
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Theresa Herzog-Zimmermann 
Umweltziele werden in Frage gestellt 
"Es droht nicbt nur ei ne massive Zunahme der Umweltbelastungen, sondern verscbiedene in den vergangen Jahren hart erkampfte 
Umweltziele und -programrne sind wieder in Frage gestellt. Die Pflicht. die Grenzen auch für Importprodukte (z.B. Brenner, Mo­
torfahneuge. Elektrogeriite) zu Offnen. die den schweizeriscben Scbutznormen nicbt entsprecben, wird das Erreichen der Ziele des 
Luftreinhaltekonzepts, aber aucb des Energiespar- und Ersatzprogramms wesentlich erschweren. wenn nicht ganz verunmoglicben. 
Ei n scbwerer Rückschlag droht auch bei der Eindamrnung von gefáhrlichen Cbemikalien und Sonderabfállen, wenn die Grenzen 
ftir chemische Stoffe, die in der Scbweiz verboten. in der EG aber zugelassen sind, wieder geoffnet werden müssen (z.B. Polychlo­
rierte Biphenyle, Pentacblorpbenol. balogenisierte B i- und Terpbenyle, Asbest, cadmiumhaltige Handelsdünger, verbleites Nor­
malbeozin. Heizole mit erbobtem Scbwefelgehalt)." 

Theresa Herzog-Zimmermann leitet di e "Koordination fOr Europafragen" der Umweltverbãnde. Das Zitat stammt aus einem von ihr redigie"en Presseroh­
stoff de r Koordioationsstelle ru deo Auswirkungen des EG-Binnenmarktpcogramms auf die Umwelt. 

der 136 Richtlinien in nationales Recht umgesetzt 
haben. Wo keine starke Umweltbewegung prasent ist, 
erfolgt diese Umsetzung in den meisten Fãllen mini­
malistisch !!nd rein pro forma. Griffige Detailvor­
schriften , Uberwachungsinstrumente, Personal und 
Finanzen werden nicht beschlossen - der deutlich 
sichtbare Vollzugsnotstand is t vorprogrammien 

Diese Kombination von beschleunigter Umweltzerstõ­
rung und lottrigen umwehpolitischen Rahmenbedin­
gungen würde bei einem EWR-Beitrill auch auf 
EFf A-Uinder wie di e Schweiz durchschlagen un d die 
ohnehin prekare Umweltsituation noch verschlirfen. 

• Das bisherige Schutzniveau konnte nicht gehalten 
wcrden . So müssten das Verbol von PVC-F laschen 
oder von Phosphaten in Waschmitte ln fallen. Eine 
Vcrschlcchtcrung ist auch bei de n Autos vorpro­
grammicrt, wo ab Mille 90er Jalue Wagen auf dem 
Markt zugelassen werden müssten, ~~lche die weniger 
strengen EG-Vorschriften erfüllen . Ahnliches gi lt für 
Produkte, die ozonschichtscbadigende Substanzen 
cnlhalten. 

• Die umweltpolitiscbe Handlungsfáhigkeit würde 
massiv beschránkt, das Entstehen organisiener Ver­
antwonungslosigkeit ist vorprogrammiert . Dic produk­
tebezogenen Vorschriften der EG sind nach oben 
abschliessend und erlauben den einzelnen Uindem 
kcine Weiterentwicklung. Das wirkl s ich insbeson.dere 
für stark belastete Regionen wie die Alpen aus. Úko­
logisch überstrapazierte Regionen brauchen über­
durchniuliche Regelung, um eine durchschnillliche 
Umweltqualitãt zu erzielen. Bereits in den lctzten ein, 

zwei Jahren haben sich auch in der Schweiz Muster 
organisierter Verantwortungslosigkeit herauszubilden 
begonncn: Mit dcm Hinwcis auf "Europakom­
palibilitãt" und künflige Zustãndigkeit der EG ist die 
umweltpolitische Handlungsbereitschaft von Behõrden 
und vieler Politikerlnnen zum Erliegen gekonunen. 

• Wo keine EG-Vorschriflen exisliercn, dürfen die 
einzelnen Uinder Gesetze erlassen ... sie aber nicht 
anwenden. Das "Cassis de Dijon"-Prinzip erlaubt es 
jeder Firma, die ein zweifelhaftes Produkt auf dem 
Heimmarkt vertreiben darf, im ganzen EWR Marktzu­
gang zu erzwingen. 

In einer EWR-Dokumentation formulien das Integra­
tionsbüro des Bundes seine Einschatzung folgender­
massen: "Die Umweltbelastung nimmt auf jeden Fali 
zu .... Die Umweltsituation in dcr Schweiz ist nicbt 
primãr von der Frage Alleingang, EWR-Vertrag oder 
EG-Beitriu abhangig." Di ese Hal tun g ist nu r dan n 
schlüssig, wenn umwellpolilisch ohnehin nicht viel 
passieren soll, wenn die Dominanz des Binnenmarktes 
anerkannt wird. Für alle, die gegenüber hausgemach­
ten Problemaspekten wie gegenüber dem zunehmen­
den Druck aus dem EG-Raum effizient vorgeben 
mõchten, ist ein Nein zum EWR Vorbedingung. Das 
bedeutet keineswegs, dass die Schweiz sich ins 
Schneckenloch verkriechen müsste: Mit der Perspek­
tive eines Umweltraums Europa konnte die Schweiz 
per Verfassungsartikel erklãren, samtlicbe Umweltvor­
schriften der EG anzuerkennen und zu übemehmen. 
Aber nicht als Maximum (wie im EWR), sondcm als 
minimale Platúorm, auf der weitere Verbesserungen 
und Verscharfungen aufbauen konnten! 

Stichworte: Vom EWR betroffene Problemkreise 
Abzahlungsvcrtrag l Alkoholl AHV l Anlagefonds l Anleibenobligationeo l Arbeit in lodustrie, Gewerbe und Handel l 
Arbeitslosenversicherung l Arbeitsvennittlung l Arbeitsvertrag l Atomenergie l Aufsicht über die privaten Versicbe­
rungseinrichtungen l Auslanderlnnen l Banken und Sparkassen l Bearnte l Borsen l Bundesbahnen l Bundesrechtspflege l Energie l 
Epidemien l Erfindungspatente l Erganzungsleistungen l Erwerb von Grundstücken durch Pcrsonen im Ausland l Familienzulagen 
in de r Landwirtschaft l Gebrauchsgegenstaode l Gewasserscbutz l Gifte l Herkunftsbezeicbnungen l lntegrierte Schaltungen l 
lnvalidenversicherung l Krankenversicherung l Landwirtscbaft l Lebeosmittel l Luftfabrt l Medizinalpersooall Messewesen l 
Mitbestimmung der Arbeitnehmerlonen l offent liche Markte IÓffentlicher Verkebr l Organisation von Reisen l Pensionkassen l 
Postverkehr l Produktehaftpflicht l Radio- und Fernsehen l Rohrleitungsanlagen l Sicberheit von techniscben Eiorichtungen und 
Geraten l Sprengstoffe l Strablenscbutz l Strassenverkehr l Technische Handelshemmnisse l Telekommunikation l Tierseuchen l 
Umweltschutz l Unfallversicberung l Urbeberrecht l Versicherungsvertrag l Zoll 
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Andere Mõglichkeiten 
Die beutige EG ist eine Pervertierung emanzipatori­
scher Europaideen. Wenn offen denkende Teile der 
europãischen Bevolkerung an Kooperation, soziale 
Geborgenheil und kulturelle Vielfalt denken, realisie­
ren Westeuropas Regierungen Zentralismus, Binnen­
markt-Reaganomics und wirtschaftJiche Einfalt. Das 
fortschritllicbe Nein von Dãnemark zu Maastricht. die 
negaúven sozialen und õkologischen Trends, das 
Auseinanderbrechen des EG-Whllnmgssystems zeigen 
auf, dass die heutige EG kein Modell für die Zukunft 
sein kann - so wenig wie die beutige Scbweiz. 

Europa soll sich nicht um einen Markt, eine Zentral­
bank und einen entstehenden Staat integrieren. Viel­
mehr müssen Formen der Zusammenarbeit gefunden 
werden, welche im Fortbestand von Vielfalt integrie­
rend gegenüber den Menschen wirken, die neben Eu­
ropa oder in Europa unten leben. Europaische Integra­
tion muss als Aufbau eines Bildungsraums, eines Um­
welt- und Sozialraums verstanden werden. lm Rahmen 
eines Staatenbundes konnen solche Raume als ver­
bindliche Platúormen ausgestaltet werden, die nicht 
für ein Unterschreiten minimaler Standards, wobl aber 
für Verbesserungen und eigenstãndige Losungen offen 
sind. Statt das Selbstbestimmungsrecht von Menschen 
den Kompetenzen eines kontinentalen Zcntrums zu 
opfem, müssen demokratische Einnussmoglichkeiten 
verstarkt werden. 

Der Schweiz, wie andem EFf A-Uindem und offen­
sichtJich der EG, ist das Ende des Kalten Krieges nicht 
gut bekommen. Die Krisensymptome sind weder auf 

Literatur: 

nationaler noch auf supranationaler Ebcne zu überse­
hen . Es steht gar nicht zur Wahl, die ausgetragenen 
helvetischen Klarnotten mit neuen bunten EG-Gewan­
dern zu venauschen. Von einem Auslaufmodell zum 
andem zu wechseln, lost die Probleme nicht. Gefàhr­
lich ist die lllusion, mit der Integration in kriselnde 
Grossgebilde würden die inbaltJicben Probleme gelõst. 
welche Feministinnen, Grüne und Linke hier und an­
derswo bewegen. Das Warten auf den Anschluss an 
EWR und EG ha t - wie das Warten auf Maastricht in 
der EG - vielmehr als Ausrede für Abwarten und 
Nichtstun gedient. 

Es gibt auch keinen Grund, einem behaupteten "Wir 
baben keine andere Wabl!" auf den Leim zu gehen. 
Seit es Staatcn gibt, sind sie den Pressionen der Um­
gebung ausgesetzt. Insbesondere die kJeineren unter 
ihnen wissen seit eh und je, dass eigene Wege 
manchmal auch einen Preis haben, wenn sie den Gros­
sen nicht passen. Heute ist all~rdings der Druck auf 
Lander wie dic Schweiz und Osterreich nicht gerade 
gross. Die EG der neunziger Jahre ist erstens keines­
wegs mit Nazi-Deutschland zu vergleichen und hat 
zweitens kaum ein wirtschaftJiches Interesse. aussen­
stehende Kleinstaaten kaputt zu machen. Scbliesslich 
gibt es viele und verschiedenste Krafte in der EG, die 
solches gar nicht zulassen würden. 

Europa hat viele - gestaltbare - Zukünfte. Mit der 
aktuellen Krise der EG sind breite Diskussionen und 
neue Spielraume für europaiscbe Perspektiven ent­
standen. 
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